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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 6 KA 41/11 B 
 
L 4 KA 30/10 (Hessisches LSG) 
S 12 KA 698/08 (SG Marburg) 
 
 
 
1. …………………………………………………………… , 
 
 
2. …………………………………………………………… , 
 
 
3. …………………………………………………………… , 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte zu 1. bis 3.: ………………………………………… , 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Kassenärztliche Vereinigung Hessen, 
Georg-Voigt-Straße 15, 60325 Frankfurt, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
Der 6. Senat des Bundessozialgerichts hat am 29. November 2011 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  W e n n e r ,   die Richter   Prof. Dr.  C l e m e n s     

und   E n g e l h a r d     

beschlossen: 
 

Die Beschwerde der Kläger gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Hessischen 

Landessozialgerichts vom 6. April 2011 wird verworfen. 
 

Die Kläger tragen auch die Kosten des Beschwerdeverfahrens zu je einem Drittel. 
 

Der Streitwert für das Beschwerdeverfahren wird auf 41 000 Euro festgesetzt. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Im Streit stehen sachlich-rechnerische Richtigstellungen in den Quartalen IV/1997, I/1998, 

III/1998 bis II/1999, III/2000 bis III/2002 sowie I/2003 bis IV/2004, insbesondere wegen der 

Abrechnung von Notfalldienstleistungen bei eigenen Patienten. 

 

Die Klägerin zu 1. ist eine Gemeinschaftspraxis, die in den streitbefangenen Quartalen aus dem 

Kläger zu 2. und dem Kläger zu 3. bestand. Die beklagte Kassenärztliche Vereinigung stellte 

durch eine Reihe von Bescheiden die Abrechnungen der Klägerin in Bezug auf die sogenannte 

Pseudo-Nr 99, die für Leistungen im Rahmen des organisierten ärztlichen Notfalldienstes bei 

eigenen Patienten zum Ansatz kam, sachlich richtig. Widersprüche, Klagen und Berufung sind 

(weitgehend) ohne Erfolg geblieben (Gerichtsbescheid des SG vom 3.3.2010 und Urteil des 

LSG vom 6.4.2011). Das LSG hat unter Bezugnahme auf die Darlegungen des SG ausgeführt, 

dass für Rechtsfehler nichts ersichtlich sei. Auch fehle jeder Ansatzpunkt, aus der Verfahrens-

dauer eine Rechtswidrigkeit der Honorierung ableiten zu wollen.  

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil wenden sich die Kläger mit ihrer Nicht-

zulassungsbeschwerde, zu deren Begründung sie den Zulassungsgrund der grundsätzlichen 

Bedeutung (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG) sowie einen Verfahrensmangel (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG) 

geltend machen.  

 

 

II 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde der Kläger hat keinen Erfolg. Sie entspricht nicht den Darle-

gungsanforderungen des § 160a Abs 2 Satz 3 SGG.  

 

1. Für die Geltendmachung der grundsätzlichen Bedeutung einer Rechtssache muss gemäß 

den aus § 160a Abs 2 Satz 3 SGG abzuleitenden Darlegungsanforderungen in der Be-

schwerdebegründung eine konkrete Rechtsfrage in klarer Formulierung bezeichnet (vgl 

BVerfGE 91, 93, 107 = SozR 3-5870 § 10 Nr 5 S 31; BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 21 S 37 f) 

und ausgeführt werden, inwiefern diese Rechtsfrage in dem mit der Beschwerde angestrebten 

Revisionsverfahren entscheidungserheblich (klärungsfähig) sowie klärungsbedürftig ist. Es 

muss ersichtlich sein, dass sich die Antwort nicht ohne Weiteres aus der bisherigen Recht-

sprechung ergibt. Bei einer Revisions-Nichtzulassungsbeschwerde ist es Aufgabe des Prozess-

bevollmächtigten, die einschlägige Rechtsprechung aufzuführen und sich damit zu befassen; 

eine Beschwerdebegründung, die es dem Gericht überlässt, die relevanten Entscheidungen 

zusammenzusuchen, wird den Darlegungserfordernissen des § 160a Abs 2 Satz 3 SGG nicht 

1 

2 

3 

4 

5 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 3 - 
 

 
  

- 4 - 

gerecht. Auch lediglich kursorische Hinweise ohne Durchdringung des Prozessstoffs reichen 

nicht aus (vgl BVerfG <Kammer>, DVBl 1995, 35). Diese Anforderungen sind verfassungsrecht-

lich unbedenklich (s die zitierte BVerfG-Rspr und zB BVerfG <Kammer>, SozR 3-1500 § 160a 

Nr 7 S 14). 

 

Die Beschwerdebegründung wird diesen Anforderungen nicht gerecht: 

 

Soweit die Kläger die Frage aufwerfen, "ob die heute allgemein bekannte, öffentlich vielfach 

diskutierte Gefährdung der beruflichen Existenz der Allgemeinmediziner in eigener Praxis und 

(somit einer bestimmten Fachgruppe der an dem Versorgungssystem teilnehmenden Ärzte 

bzw) die Gefährdung des vertragsärztlichen Versorgungssystems bezüglich Landärzten (rück-

wirkend), aufgrund vorangeschrittener Zeit und entsprechender Entwicklung als Folge der zum 

Zeitpunkt der streitgegenständlichen Quartale geltenden Regelungen (EBM und HVM) und 

damit sicheren Wissens einer stattgehabten ungerechten Honorarverteilung als Begründung 

für die Rechtswidrigkeit dieser seinerzeit gültigen Regelungen (EBM und HVM) herangezogen 

werden kann und sogar muss", handelt es sich bereits nicht um eine in klarer Form gestellte 

Rechtsfrage, die einer eindeutigen Beantwortung zugänglich ist. Die Beschwerdebegründung 

nennt weder konkrete rechtliche Anknüpfungspunkte für diese Frage noch stellt sie einen 

Zusammenhang zum konkreten Fall her. 

 

Auch bei der Frage, ob "eine 'faktische Sprechstunde' bereits bei bloßer Feststellung von Be-

handlungen zur 'Unzeit' bzw sofortigen ärztlichen Behandlungen, die weiteren Aufschub nicht 

gestatten hatten, ohne Berücksichtigung der dargelegten individuellen Umstände des einzelnen 

Arztes als auch der dargelegten konkreten Umstände auf Seiten des hilfesuchenden Patienten 

bejaht werden kann", handelt es sich bereits nicht um eine in klarer Form gestellte Rechtsfrage, 

die einer eindeutigen Beantwortung zugänglich ist. Soweit die Kläger damit die Auslegung der 

in Rede stehenden Gebührenposition (Pseudo-Nr 99) durch die Vorinstanzen in Frage stellen, 

fehlt nicht zuletzt jede Auseinandersetzung mit der zur Auslegung von Vergütungsregelungen 

ergangenen Rechtsprechung des BSG. 

 

Die Frage, ob ein "eklatanter und offensichtlicher Verstoß gegen Art 6 EMRK sowohl 

hinsichtlich der Anzahl der Verstöße als auch der Intensität der Verstöße durch die Beklagte/die 

Behörde in Form einer nicht gerechtfertigten, unangemessen langen Verfahrensdauer von 

Widerspruchsverfahren, in der Rechtsfolge die Rechtswidrigkeit der angefochtenen, 

streitgegenständlichen Bescheide zur Folge hat bzw haben muss", erfährt keinerlei Erläuterung 

anhand der umfangreichen Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für 

Menschenrechte (EGMR) zu den möglichen Folgen überlanger Verfahrensdauer (vgl zuletzt 

Urteil vom 22.9.2011 - 28348/09). Auch eine Auseinandersetzung mit der einschlägigen 

Rechtsprechung des BSG erfolgt nicht (vgl aus jüngerer Zeit etwa Beschluss vom 20.10.2010 

- B 6 KA 26/10 B).  

6 

7 

8 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 4 - 
 

 
  

- 5 - 

 

Jegliche Auseinandersetzung mit der Rechtsprechung des BSG zu Budgetierungsfragen fehlt 

auch bei der Frage, "ob die Budgetierung bestimmter freiberuflicher Facharztgruppen - wie 

auch die Allgemeinmediziner, insbesondere in ländlichen Gegenden - mit Art 3 GG, Art 12 GG, 

Art 14 GG sowie Art 4 und 14 EMRK in Einklang zu bringen und damit rechtmäßig ist". Darüber 

hinaus ist auch die konkrete Klärungsfähigkeit nicht dargelegt. 

 

Ausreichende Darlegungen zu der Frage, ob "das Vorliegen von Ausbeutung/Zwangs-

arbeit/Pflichtarbeit im Hinblick auf Art 3 GG, 12 GG und 14 GG sowie Art 4 und 14 EMRK schon 

deshalb verneint werden kann, weil es den Klägern bzw Allgemeinmedizinern/Hausärzten ins-

gesamt jederzeit freistand und freisteht, die Zulassung abzugeben", enthält die Beschwerde-

begründung nicht. Zur Klärungsbedürftigkeit dieser Frage fehlen jegliche Ausführungen mit der 

erforderlichen Auseinandersetzung unter Anführung bisher vorliegender Rechtsprechung.  

 

Auch zu den Fragen, ob "eine Ungleichbehandlung in der Vergütung von niedergelassenen 

Ärzten im Rahmen eines organisierten Notfalldienstes und niedergelassenen Ärzten außerhalb 

des organisierten Notfalldienstes für die gleiche ärztliche Tätigkeit" respektive "von nicht nieder-

gelassenen und niedergelassenen Ärzten für die gleiche notdienstliche Tätigkeit" "nach Art 3 

GG, Art 12 GG, Art 14 GG sowie europäischem Recht und Art 4 und 14 EMRK tatsächlich 

gerechtfertigt sein kann bzw ist", ist weder aufgezeigt, inwiefern diese Rechtsfrage klärungs-

bedürftig ist, noch, ob sie im hier streitigen Verfahren klärungsfähig ist. 

 

2. Auch ein Verfahrensmangel ist nicht hinreichend bezeichnet. Bei einer die Amtsermittlungs-

pflicht des Gerichts nach § 103 SGG (Rüge gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 SGG) betreffenden Be-

anstandung sind die besonderen Anforderungen an Rügen einer Verletzung des § 103 SGG zu 

beachten. Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbsatz 2 iVm § 160a Abs 2 Satz 3 SGG muss ein Be-

weisantrag genannt und dazu ausgeführt werden, dass das LSG diesem ohne hinreichende 

Begründung nicht gefolgt ist. Darzulegen ist ferner, dass der Beweisantrag im Berufungs-

verfahren noch zusammen mit den Sachanträgen gestellt oder sonst aufrechterhalten worden 

ist. Die Zulässigkeit der Nichtzulassungsbeschwerde erfordert die genaue Bezeichnung des 

Beweisantrages, die schlüssige Darstellung des den Mangel ergebenden Sachverhalts und 

Ausführungen zur Aufklärungspflicht des Gerichts (vgl Leitherer in Meyer-

Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 9. Aufl 2008, § 160 RdNr 18 d mwN). Mit der Rüge eines über-

gangenen Beweisantrags kann ein anwaltlich vertretener Beteiligter nur dann gehört werden, 

wenn er den Beweisantrag bis zum Schluss der mündlichen Verhandlung durch Hinweis zu 

Protokoll aufrechterhalten hat oder das Gericht den Beweisantrag in seinem Urteil wiedergibt 

(BSG SozR 4-1500 § 160 Nr 13 RdNr 11 mwN). Die Beschwerdebegründung verweist hier 

lediglich auf in Schriftsätzen vor dem SG gestellte Beweisanträge. Unberücksichtigte Beweis-

anträge vor dem LSG sind nicht konkret bezeichnet. Im Übrigen ist nicht dargelegt, warum das 
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LSG sich ausgehend von seiner Rechtsauffassung zu weiteren Ermittlungen hätte gedrängt 

fühlen müssen. 

 

3. Die Kostenentscheidung beruht auf § 197a Abs 1 Satz 1 Teilsatz 3 SGG iVm einer ent-

sprechenden Anwendung der §§ 154 ff VwGO. Als erfolglose Rechtsmittelführer haben die 

Kläger auch die Kosten des Beschwerdeverfahrens zu tragen (§ 154 Abs 2 VwGO). 

 

4. Die Festsetzung des Streitwerts hat ihre Grundlage in § 197a Abs 1 Satz 1 Teilsatz 1 SGG 

iVm § 63 Abs 2 Satz 1, § 52 Abs 1, § 47 Abs 1 und 3 GKG. Sie entspricht der Festsetzung 

durch das LSG, die von keinem Beteiligten beanstandet worden ist.  
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